
dieser arbeitsrechtlichen Bestimmung einen Schaden­
ersatzanspruch auch dann begründet, wenn der frühere 
Berufskraftfahrer nunmehr eine andere Tätigkeit mit 
einem geringeren Arbeitseinkommen ausübt.
Soweit nun allerdings das Kreisgericht darüber hinaus 
generell die These vertritt, für einen Berufskraftfahrer 
stelle sich der Verlust der Fahrerlaubnis im Zusammen­
hang mit einem Verkehrsunfall und einer dadurch be­
dingten anderen Tätigkeit stets als eine Beeinträchti­
gung seiner Arbeitsfähigkeit hach § 98 GBA dar, ver­
mag die Begründung der Entscheidung nicht zu über­
zeugen. Offenbar hat das Kreisgericht die damit ver­
bundene Problematik deshalb nicht voll zu meistern 
verstanden, weil es nicht den qualitativen Unterschied 
erkannt hat, der zwischen der R ü c k n a h m e  e i n e r  
F a h r e r l a u b n i s  aus den Gründen des §4 a StVZO 
als einer typisch medizinischen Vorbeugungsmaßnahme 
und dem Entzug der Fahrerlaubnis als Sanktion für 
ordnungswidriges (vgl. §47 Abs. 4 StVO; §4b StVZO) 
oder strafbares Handeln (vgl. §54 StGB) besteht. Des­
halb gehen auch die Versuche des Kreisgerichts, diesen 
Unterschied über das Vorliegen von angeblich unter­
schiedlichen „Kausalketten“ zu lösen, nicht nur fehl, 
sondern sie stellen sogar die strafrechtliche Verantwort­
lichkeit des Fahrdienstleiters in Frage. Insoweit sei nur 
darauf hingewiesen, daß es unzutreffend v.mr, dem ! 
Betrieb — durch seinen Fahrdienstleiter handelnd — zu 
bescheinigen, er hätte lediglich begünstigende Bedingun­
gen für die Straftat des Klägers geschaffen, nicht aber 
diese mitverursacht. Eine solche Betrachtungsweise engt 
angesichts der konkreten Fakten des vorliegenden Fal­
les den Kausalitätsbegriff in unzulässiger. Weise ein 
und hätte folglich auch nicht zur Verurteilung des Fahr­
dienstleiters wegen eines Vergehens nach § 196 StGB 
führen dürfen. Davon kann aber angesichts der ein­
deutig vorliegenden Pflichtverletzungen des Fahrdienst­
leiters nicht die Rede sein.
Unbeschadet dessen hätte es aber überhaupt keiner 
weiteren Erörterungen über die Kausalität bedurft. 
Diese Prüfung setzt doch erst dann ein, wenn ein Scha­
den entstanden ist, um feststellen zu können, inwieweit 
dieser auf Pflichtverletzungen beruht. Ein solcher Scha­
den in Gestalt einer Beeinträchtigung der Arbeitsfähig­
keit im Sinne des § 98 GBA liegt in dem genannten 
Rechtsstreit jedoch gar nicht vor, denn die Fahrerlaub­
nis wurde nicht entzogen, weil der Kläger infolge des 
Unfalles körperlich und geistig nicht mehr zur sicheren 
Führung eines Fahrzeuges in der Lage war, sondern 
weil auf Grund seiner eigenen Pflichtverletzung für 
die Zukunft nicht mehr die Gewähr bestand, daß die 
an die Erteilung der Fahrerlaubnis geknüpfte Erwar­
tung eines verkehrsdisziplinierten Verhaltens erfüllt 
werden würde. Die vorübergehende Unmöglichkeit, den 
Beruf eines Kraftfahrers auszuüben, resultiert also 
nicht aus einer Beeinträchtigung der Arbeitsfähigkeit, 
sondern aus der Wirkung einer Sanktion, deren Nach­
teile in Form einer durch eine andere Tätigkeit be­
dingten Lohneinbuße sich nicht als Schaden infolge 
einer beeinträchtigten Arbeitsfähigkeit im Sinne des 
§ 98 GBA erweist.
Die dem insoweit entgegenstehende Auffassung des 
Kreisgerichts bedeutet in der Konsequenz, daß selbst 
in den Fällen, in denen ein Berufskraftfahrer wegen 
der Herbeiführung eines schweren Verkehrsunfalls zu 
einer Freiheitsstrafe verurteilt werden muß, eine Be­
einträchtigung seiner Arbeitsfähigkeit während dieser 
Zeit zu bejahen wäre, mit allen sich daraus ergebenden 
weiteren Folgerungen, sofern auch die anderen Vor­
aussetzungen des § 98 GBA erfüllt wären. Daß ein sol­
ches Ergebnis nicht richtig ist, bedarf keiner weiteren 
Begründung. Dr. Hans N e u m a n n ,
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